
Kleine Anfrage
der Fraktion der CDU/CSU

Digitalisierung der Hotelmeldepflicht

Das Hotel- und Beherbergungsgewerbe ist einer der wichtigsten Wirtschafts-
zweige in Deutschland mit internationaler Strahlkraft. Laut dem Hotelverband 
Deutschland (IHA) e. V. ist die Branche mit rund 30 000 Betrieben vor allem 
mittelständisch aufgestellt. 70 Prozent erwirtschaften jährlich weniger als 
500 000 Euro (siehe Stellungnahme des IHA vom 10. Oktober 2019 zum Ent-
wurf eines Dritten Gesetzes zur Entlastung insbesondere der mittelständischen 
Wirtschaft von Bürokratie (Bürokratieentlastungsgesetz III – BEG III). Das 
Bundesmeldegesetz (BMG, §§ 29, 30) sah bis zum Dritten Bürokratieentlas-
tungsgesetz zwingend die Papierform beim Meldeverfahren der Hotelgäste vor. 
Für vor allem kleine und mittelständische Betriebe bedeutet das eine enorme 
bürokratische Belastung, die bei rund 100 Mio. Euro jährlich liegt. Dem An-
spruch der Gäste an eine moderne digitalisierte oder zumindest teildigitalisierte 
Infra- und Servicestruktur konnte die Branche aus Sicht der Fragesteller damit 
nicht gerecht werden. Spätestens seit der COVID-19-Pandemie ist klar, dass 
vermehrt digitale Lösungen nötig sind, um auch einen kontaktlosen Check-in 
zu ermöglichen.
Mit dem Dritten Bürokratieentlastungsgesetz in der letzten Wahlperiode wurde 
zum 1. Januar 2020 der Weg frei gemacht für die Einführung des digitalen Ho-
telmeldescheins. Für die bisher handschriftlich unterschriebenen Meldescheine 
wurden nun auch sichere digitale Lösungen ermöglicht. Diese sollten in Verbin-
dung mit den Vorgaben der Zahlungsdiensterichtlinie II zur „(s)tarken Kunden-
authentifizierung“ oder den elektronischen Funktionen des Personalausweises 
erfolgen. Zudem trat am 18. März 2021 eine „Experimentierklausel“ in Kraft, 
auf Grundlage derer innovative Verfahren im Identitätsmanagement über zwei 
Jahre hinweg getestet werden können. Ein darauf beruhendes Pilotprojekt „Di-
gitaler Hotel-Check-in“ startete im Mai 2021 und ist im Rahmen des intermi-
nisteriell angelegten Projektes „Digitale Identitäten“ verortet.
Laut einem Bericht der Bundesregierung am 19. Januar 2022 im Tourismusaus-
schuss des Deutschen Bundestages wurde dieses Pilotprojekt mit rund 120 Ho-
tels der Deutschen Hospitality, Lindner und Motel One zusammen mit den Un-
ternehmen Lufthansa, Bosch, Deutsche Bahn und dem IT-Systemhaus der Bun-
deswehr, BWI, umgesetzt. Geschäftsreisende dieser Unternehmen konnten da-
zu eine auf Daten des Personalausweises basierende „Basis-ID“ innerhalb der 
„ID-Wallet“-App vorlegen, um sich beim Check-in melderechtskonform zu 
identifizieren. Per QR-Code soll die digitale Authentifizierung an der Rezepti-
on des Hotels ermöglicht werden. Für die Umsetzung wiederum war eine Ge-
nehmigung durch das Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) 
respektive des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) nö-
tig. Der Bericht konnte durch die pandemiebedingt stark eingeschränkte Ge-
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schäftstätigkeit nach Einschätzung der Fragesteller nur marginal Aussagen zum 
Erfolg des Projektes machen. Die Bundesregierung ging von einem hohen Ska-
lierungspotenzial und von einem Einsparpotenzial von 2,10 Euro pro Check-in 
aus, was zu einer gesamtwirtschaftlichen Ersparnis von ca. 180 Mio. Euro füh-
ren sollte. Die ID-Wallet-App wurde aber im November 2021 u. a. wegen Si-
cherheitsbedenken wieder vom Markt genommen und seitdem einer Evaluie-
rung unterzogen.
Bisher ist also die Umsetzung des digitalen Meldescheins mittels der digitalen 
Identität („Self-Sovereign Identity – SSI“) nach Auffassung der Fragesteller 
keinen Schritt weitergekommen. Im Koalitionsvertrag für die 20. Wahlperiode 
haben die regierungstragenden Parteien vielmehr die „Abschaffung der analo-
gen Meldepflicht bei touristischen Übernachtungen“ vereinbart. Es ist nach An-
sicht der Fragesteller offen, ob damit der Umgang mit Meldescheinen künftig 
komplett digital erfolgen soll. Im Arbeitsprogramm der Bundesregierung 
„Nachhaltigen Tourismus wettbewerbsfähig gestalten“ vom September 2022 
wird mit keinem Wort eine Umsetzungsstrategie des digitalen Meldescheins 
aufgezeigt. Noch in der 19. Wahlperiode waren sich die damaligen Koalitions-
partner einig, zweigleisig – digital und papierhaft – zu fahren, um vor allem 
kleinere Betriebe nicht zusätzlich zu belasten, sondern eine Wahlmöglichkeit zu 
eröffnen. Die Branche selbst in Form des Hotelverbands Deutschland (IHA) 
wies bereits in einer Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft und Energie am 
21. Oktober 2019 darauf hin, dass ein digitaler Meldeschein überaus wün-
schenswert und notwendig sei, weil die zwingend vorgeschriebene Papierform 
eine enorme bürokratische Belastung sei. Allerdings sei wichtig, dass neben der 
digitalen auch die analoge Form weiter beibehalten werde, um die Beherberg-
ungsbetriebe nicht vor plötzliche große finanzielle Herausforderungen hinsicht-
lich der Anschaffung digitaler Systeme zu stellen.
Darüber hinaus erfordert ein digitales Meldewesen nach Auffassung der Frage-
steller auch eine entsprechende stabile digitale Netzstruktur, die bis heute nicht 
flächendeckend in Deutschland verfügbar ist – insbesondere im ländlichen 
Raum, der eine wichtige Säule im deutschen Tourismus darstellt.

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Plant die Bundesregierung konkrete Maßnahmen zur Umsetzung des digi-

talen Hotelmeldescheins, und wenn ja, was ist der konkrete zeitliche und 
inhaltliche Fahrplan für diese Maßnahmen?

 2. Wenn die Frage 1 bejaht wurde, plant die Bundesregierung, die Anwen-
dung des digitalen Hotelmeldescheins in Deutschland auch für Übernach-
tungsgäste aus dem Ausland zu ermöglichen, die das Schengener Durch-
führungsabkommen in Artikel 45 zur handschriftlichen Unterzeichnung 
verpflichtet, und wenn ja, wie?

 3. Plant die Bundesregierung eine Initiative zur europaweiten Harmonisie-
rung des digitalen Check-ins, insbesondere für Reisende aus EU-
Mitgliedstaaten bzw. des Schengenraumes, und wenn nein, warum nicht?

 4. Wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung das Meldewesen in den ande-
ren EU-Mitgliedstaaten geregelt, insbesondere hinsichtlich einer digitalen 
Erfassungsmöglichkeit?
Gibt es darunter nach Einschätzung der Bundesregierung positive Beispie-
le, die als Vorbild oder zur Orientierung für eine Regelung in Deutschland 
dienen könnten, und wenn ja, welche?
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 5. In welchem Umfang werden nach Kenntnis der Bundesregierung die be-
reits bestehenden digitalen Erfassungsmöglichkeiten für die Hotelmelde-
pflicht gegenwärtig genutzt, d. h. von wie vielen Beherbergungsbetrieben 
für wie viele Gästeübernachtungen?

 6. Welche statistischen Daten liegen der Bundesregierung zur Anwendung 
der digitalen oder analogen Hotelmeldepflicht für große und kleine Beher-
bergungsbetriebe vor?

 7. Welche statistischen Daten liegen der Bundesregierung zur Anwendung 
der Hotelmeldepflicht für den ländlichen im Vergleich zum städtischen 
Raum vor?

 8. Welche statistischen oder qualitativen Daten liegen der Bundesregierung 
dazu vor, wie Hotels in Regionen mit schlechter digitaler Infrastruktur die 
Meldepflicht umsetzen?

 9. Wie viele Hotels haben nach Kenntnis der Bundesregierung aufgrund der 
Corona-, Energie- und Wirtschaftskrise die Investitionen in digitale Infra-
struktur und insbesondere in Infrastruktur für das digitale Meldewesen zu-
rückgestellt?

10. Welche konkreten Zahlen sind der Bundesregierung hinsichtlich der Inves-
titionskosten eines digitalen Meldeverfahrens und einer entsprechenden 
Amortisierungsrate bekannt, ab wann sich ein solches System für Hotels 
unterschiedlicher Größe rentiert?

11. Plant die Bundesregierung eine Abkehr von der hybriden Lösung, d. h. ei-
ne Beibehaltung des digitalen und des papierhaften Meldescheins, was ei-
ne klare Forderung der Hotelbranche ist (laut Stellungnahmen des IHA 
vom 10. Oktober 2019 zum Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Entlastung 
insbesondere der mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie (Bürokra-
tieentlastungsgesetz III – BEG III))?

12. Plant die Bundesregierung die Abschaffung der analogen Meldepflicht le-
diglich bei touristischen Übernachtungen, und wenn ja, warum sollen Ge-
schäftsreisen davon ausgenommen werden?

13. Gibt es seitens der Bundesregierung konkrete Pläne, um technische Hür-
den bei einem etwaigen digitalen Meldeverfahren zu überwinden, die nach 
Auffassung der Fragesteller besonders durch die hohen und komplexen 
Anforderungen des BMI entstehen, und wenn ja, welche?

14. Plant die Bundesregierung konkrete Maßnahmen, um eine Digitalisierung 
der Hotelmeldepflicht flächendeckend deutschlandweit zu ermöglichen, 
und wenn ja, inwieweit arbeiten die unterschiedlichen Ressorts der 
Bundesregierung (Bundeskanzleramt, Bundesministerium des Innern und 
für Heimat, Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz und 
Bundesministerium für Digitales und Verkehr) dabei zusammen?

15. Ist seitens der Bundesregierung eine Task Force geplant, um interministeri-
ell das Thema voranzutreiben?

16. Wird die Digitalisierung der Hotelmeldepflicht als Ziel der Bundesregie-
rung in der Nationalen Tourismusstrategie verankert werden?

17. Sollen alle Übernachtungsstätten in Deutschland in ein digitales Meldewe-
sen überführt werden, und wenn ja, in welchem zeitlichen Korridor, und 
plant die Bundesregierung im Zuge dessen eine finanzielle Förderung der 
Unternehmen, die sich die digitalen Systeme nicht leisten können oder kei-
ne Möglichkeiten haben, das Personal entsprechend zu schulen?

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 3 – Drucksache 20/5054



18. Sind der Bundesregierung neben dem eigenen Pilotprojekt „Digitaler Ho-
tel Check-in“ noch Anmeldungen weiterer innovativer Verfahren bekannt, 
und wenn ja, welche Verfahren oder Projekte mit welchem bisherigen Er-
gebnis sind das?
Wurden auch Anmeldungen zu entsprechenden Verfahren oder Projekten 
abgelehnt, und wenn ja, welche, und warum?

19. Hat die Bundesregierung eine Evaluierung des im November 2021 ge-
stoppten Pilotprojektes „Digitaler Hotel Check-in“ zusammen mit den Pro-
jektpartnern vorgenommen, und wenn ja, mit welchem Ergebnis, und 
wenn nein, warum nicht?

20. Plant die Bundesregierung, die in § 29 Absatz 5 BMG verankerte und bis 
31. Dezember 2023 gültige „Experimentierklausel“ zu verlängern bzw. zu 
entfristen?
Wenn ja, für welchen Zeitraum?
Wenn nein, warum nicht?

21. Erwägt die Bundesregierung angesichts der in der Hotellerie weit verbrei-
teten Pre-Stay-Kommunikation (nach Abschluss der Buchung aber noch 
vor der Anreise) mit dem Gast eine Streichung oder Lockerung der in § 29 
Absatz 5 BMG enthaltenen Vorgabe, dass der digitale Hotel-Check-in 
zwingend „am Tag der Ankunft“ vorgenommen werden muss, und wenn 
nein, warum nicht?

Berlin, den 20. Dezember 2022

Friedrich Merz, Alexander Dobrindt und Fraktion
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